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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

in dieser Sitzungswoche hat der Deutsche Bundestag eines der 

umfangreichsten Gesetze zur Verbesserung der ärztlichen 

Versorgung sowie dem Abbau der Zwei-Klassen-Medizin in 

unserem Land verabschiedet. Das Terminservice- und 

Versorgungsgesetz, kurz TSVG, stellt eine große Verbesserung 

für den Großteil der Bürgerinnen und Bürger, die gesetzlich 

versichert sind, dar. Es freut mich, dass wir den Entwurf des 

Ministers an entscheidenden Punkten ändern konnten und aus 

einem guten Entwurf ein noch viel besseres Gesetz gemacht 

haben. Auf den folgenden Seiten erfahren Sie mehr über die 

Einzelheiten des TSVG. 
 

Während Sie diesen Berlin aktuell erhalten berät der Bundestag 

über die Einführung eines inklusiven Wahlrechts. Lediglich die 

AfD sieht bei der Ermöglichung eines Wahlrechts für Menschen, 

die unter vollständiger Betreuung stehen, kein Handlungsbedarf. 

Die derzeitige Regelung wurde jedoch vom Bundesverfassungs-

gericht für verfassungswidrig erklärt. Wir fordern, dass der 

Bundestag zeitnah eine Wahlrechtsreform hin zu mehr Inklusion 

in unserer Gesellschaft unternimmt. 
 

Am Rande des Plenums beschäftigt der Brexit das politische 

Berlin. Der 29. März rückt näher und für die Pläne der Premier-

ministerin gibt es weiterhin keine Mehrheiten. Bei all den 

parteilichen Egoismen konnte man sich nun wenigstens darauf 

einigen, dass man keinen ungeregelten Brexit wolle und für den 

Fall der Fälle wurden Zollsenkungen angekündigt. In Europa 

muss man sich nun verständigen, ob man einer Verlängerung 

stattgeben will. Eines steht insbesondere in diesem Europawahl-

jahr 2019 jedoch fest: Nationale wie parteiliche Egoismen 

schädigen nicht nur das europäische Projekt, sondern vor allem 

das nationale Ansehen sowie den wirtschaftlichen Wohlstand 

der Bürger. 
 

Ich wünsche Ihnen und Ihrer Familie ein schönes Wochenende. 

 

Ihre    
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Statement 
der Woche 
 
 

„Wenn Menschen wegen ihrer 

Religion ermordet werden, ist 

das ein Angriff auf uns alle.“ 
Heiko Maas, Außenminister, anlässlich des ver-

heerenden Anschlags auf eine Moschee in Neu-

seeland bei dem über 40 Personen ihr Leben ver-

loren 

 

 Highlights 
der nächsten Wochen 

 

 

Wann Wo Was 

 
Mi . ,  
20 .0 3.  

 
14 .0 0  
Uh r-  
15.3 0  
Uh r  

 
Ge s un d h ei ts -
au ssc h u ss ,  
De ut sc he r  
Bu nd e sta g  

 
An hö ru n g z um 
The ma 
„m ed iz i n isc h es  
Can na b is “  
 

 
Sa . ,  
23 .0 3.  

 
10 .0 0  
Uh r  –  
11 :3 0  
 

 
Ze i l er  
Essz imm er,   
Ze i l  a .M .  

Info rma t io ns -
ver an st a l tu n g  d es  
Baye r i sc he n  B l in d e n -  
un d  Se hb e hi n d ert e n -
ver ba n d s  

 
 
Mo. ,  
25.0 3.  

 
08:3 0  
Uh r-  
10:3 0  
Uh r  
  

 
 
Mit t e l sc hu l e  
Maßb ach  

 
Bes uc h u n d Vor tra g s  
an läs s l ic h  d es  
Euro pa tag s  an  d e r  
Mit t e l sc hu l e  
Maßb ach  
 

Sechzehn sehr interessante Versorgungs-

konzepte wurden bei der Veranstaltungs-

reihe „Ausgezeichnete Gesundheit“ des ZI 

vorgestellt. Gratulation an die vier Preis-

träger für ihre interessanten Ausarbeitun-

gen. Die Entscheidung fiel schwer. Ich 

durfte den Impulsvortrag zum Thema 

Nachwuchsförderung halten und ging da-

bei auf den Masterplan Medizinstudium 

2020, auf das Förderprogramm Weiterbil-

dung und die beruflichen Rahmenbedin-

gungen ein. Bild: Büro Dittmar 

 

 

Anlässlich des 10. Geburtstages der „the-

rapie Leipzig“, der Fachmesse mit Kon-

gress für Therapie, medizinische Rehabili-

tation und Prävention, nahm ich an einer 

Diskussion mit anderen gesundheitspoliti-

schen Akteuren unter dem Motto „Erwar-

tungen an die Gesundheitspolitik 2019-

2021“ teil. Bild: DEGEMED 
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TOP-THEMA 

 

TERMINSERVICEGESE
TZ: SCHNELLER ZUM 
ARZT – MEHR 
SPRECHSTUNDEN UND 
WENIGER 
WARTEZEITEN 

 
Kurze Wege, schnelle Termine: Gute 

Gesundheitsversorgung darf nicht da-

von abhängen, ob ich in der Stadt oder 

auf dem Land wohne, ob ich privat oder 

gesetzlich versichert bin. Für viele 

Menschen ist es ein großes Ärgernis, 

dass gesetzlich Versicherte häufig län-

ger auf einen Arzttermin warten müs-

sen als privat Versicherte. 

 

Die SPD-Bundestagsfraktion hatte 

deshalb Druck gemacht für erhebliche 

Verbesserungen. Auf diese Initiative 

hin, hat die Koalition einen Entwurf für 

ein Terminservice- und Versorgungs-

gesetz (TSVG) vorgelegt. Der Bundes-

tag hat den Gesetzentwurf nun am 

Donnerstag in 2./3. Lesung beschlos-

sen. 

 

Mit dem Gesetz sorgt die Koalition für 

schnellere Termine in Arztpraxen, 

mehr Sprechstunden für Kassenpati-

entinnen und Kassenpatienten und 

mehr Ärztinnen und Ärzte auf dem 

Land. Das sind wichtige Schritte, um 

die Zwei-Klassen-Medizin abzubauen. 

 

Zugleich vermitteln die so genannten 

Terminservicestellen zukünftig rund 

um die Uhr über die bundesweite Ruf-

nummer 116 117 Termine an Fach-

ärzte sowie an Haus- und Kinderärzte. 

 

Ärztinnen und Ärzte werden für die Be-

handlung von gesetzlich versicherten 

Patientinnen und Patienten deutlich 

besser vergütet. Außerdem steigert die 

Koalition mit dem geplanten Gesetz die 

Verbreitung der medizinisch sinnvollen 

Hausarztverträge, indem eingeschrie-

bene Versicherte künftig finanzielle 

Vorteile von den Krankenkassen erhal-

ten. 

 

Im Einzelnen enthält der Gesetzent-

wurf folgende Verbesserungen: 

 

Sprechstundenangebot wird 

ausgeweitet 

 
Künftig müssen Vertragsärztinnen und 

-ärzte wöchentlich mindestens 25 

Sprechstunden für gesetzlich Versi-

cherte anbieten. Derzeit sind es nur 20 

Stunden. Hiervon müssen Fachärztin-

nen und -ärzte der grundversorgenden 

und wohnortnahen Versorgung (zum 

Beispiel konservativ tätige Augenärz-

tinnen und -ärzte, Frauenärztinnen und 

-ärzte und HNO-Ärztinnen und -ärzte) 

wöchentlich fünf offene Sprechstunden 

anbieten. Das erweiterte Sprechstun-

denangebot wird besser bezahlt.  

 

Versorgung auf dem Land wird 

verbessert 

 
Auch die medizinische Versorgung auf 

dem Land wird besser. Dafür erhalten 

Ärztinnen und Ärzte in unterversorgten 

Regionen dann Zuschläge, und die 

Kassenärztlichen Vereinigungen wer-

den verpflichtet, in solchen Gebieten 

eigene Praxen oder mobile und tele-

medizinische Versorgungsalternativen 

anzubieten.  

 

Neue Leistungen – 

HIV-Prophylaxe und Kryokon-

servierung) 

 
Auch den Leistungskatalog der Ge-

setzlichen Krankenversicherungen 

(GKV) erweitert die Koalition um wich-

tige neue Leistungen: Versicherte mit 

einem hohen HIV-Infektionsrisiko ha-

ben zukünftig Anspruch auf eine medi-

kamentöse HIV-Vorsorge (PrEP). 

 

Patienten, denen aufgrund einer keim-

zellschädigenden Therapie (zum Bei-

spiel Chemotherapie) ein Fertilitätsver-

lust droht, können auf Kosten der GKV 

mailto:sabine.dittmar@bundestag.de


BERLIN AKTUELL 
Newsletter von Sabine Dittmar, MdB 

 

Sabine Dittmar, MdB - Platz der Republik 1 – 11011 Berlin – sabine.dittmar@bundestag.de – Tel. 030 / 227-71810    
www.sabine-dittmar.com 

4 

ihre Ei- oder Samenzellen konservie-

ren lassen, um nach ihrer Genesung 

eine künstliche Befruchtung vorzuneh-

men.  

 

Elektronische Patientenakte von 

2021 an 

 
Patientinnen und Patienten sollen die 

Möglichkeiten der Digitalisierung im 

Gesundheitswesen stärker nutzen kön-

nen. Dafür müssen die Krankenkassen 

spätestens von 2021an eine elektroni-

sche Patientenakte zur Verfügung stel-

len. Medizinische Daten wären dann 

auch mittels Smartphone oder Tablet 

abrufbar.  

 

Bessere Heilmittelversorgung 

 
Außerdem hat die SPD-Fraktion im 

parlamentarischen Verfahren mehrere 

Verbesserungen erreicht: So reformiert 

die Koalition nun die Heilmittelversor-

gung, indem die Möglichkeit einer 

Blankoverordnung geschaffen wird. 

Das bedeutet: Die Indikationsstellung 

und Verordnung eines Heilmittels er-

folgt wie bisher durch die Ärztinnen und 

Ärzte. Die behandelnden Therapeuten 

können dann aber über die konkrete 

Therapie entscheiden. Auch Behand-

lungsfrequenz und Behandlungsdauer 

bestimmen sie selbständig. Und: Künf-

tig werden die Therapeuten besser be-

zahlt.  

 

Hilfsmittelversorgung: Keine 

Ausschreibungen mehr 

 
Damit Patientinnen und Patienten künf-

tig hochwertige Inkontinenzartikel oder 

Gehhilfen bekommen, werden die 

Hilfsmittel-Ausschreibungen durch die 

Krankenkassen endlich beendet. In Zu-

kunft werden Verträge zwischen Kran-

kenkassen und Hilfsmittelerbringern 

wieder auf Grundlage von Verhandlun-

gen geschlossen.  

 

 

 

 

 

 

 

Hausarztversorgung: Bonus für 

eingeschriebene Versicherte 

 
Die SPD-Fraktion hat durchgesetzt, 

dass alle Krankenkassen für ihre Versi-

cherten einen Bonus ausschütten müs-

sen, die sich in Hausarztverträge ein-

schreiben. Das macht die hausärztli-

che Versorgung attraktiver und belohnt 

die teilnehmenden Versicherten. Der 

Bonus kann in Form von Prämien aus-

gezahlt werden, oder die Kassen kön-

nen Zuzahlungen erlassen.  

 

Höhere Festzuschüsse für Zahn-

ersatz 

 
Ebenso haben die Sozialdemokratin-

nen und Sozialdemokraten erreicht, 

dass die im Koalitionsvertrag verein-

barten höheren Festzuschüsse für 

Zahnersatz bereits drei Monate früher 

als ursprünglich geplant, nämlich zum 

1. Oktober 2020 in Kraft treten. 

 

Und schließlich müssen die Kranken-

häuser im Rahmen des so genannten 

Entlassmanagements Versicherte bei 

der Beantragung von Kurzzeitpflege, 

ambulanter Palliativversorgung und 

Haushaltshilfe unterstützen.“ 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Mit dem Terminservice- und Versor-

gungsgesetz hat der Bundestag eine 

wichtige Verbesserung beim Abbau 

der Zwei-Klassen-Medizin in Deutsch-

land beschlossen. Die SPD-Fraktion 

hat durchgesetzt, dass die Termin-

vergabe vereinfacht und beschleunigt 

wird und Ärztinnen und Ärzte ihre 

Sprechzeiten für gesetzliche Versi-

cherte ausweiten müssen. Dafür wer-

den sie besser vergütet. Auch für un-

terversorgte Gebiete auf dem Land 

wird es Verbesserungen geben. Das ist 

Politik für ein solidarisches Land. 
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VERKEHR 

 

DIESEL: MEHR 
SICHERHEIT UND 
VERLÄSSLICHKEIT 
FÜR AUTOFAHRER 

 
Am Donnerstag hat der Bundestag in 

namentlicher Abstimmung eine Ände-

rung des Bundesimmissionsschutzge-

setzes beschlossen. 

 

In 65 deutschen Städten wurde 2017 

der EU-rechtlich vorgegebene Luftqua-

litätsgrenzwert überschritten. Deshalb 

gibt es gerichtlich angeordnete Fahr-

verbote für Diesel-Fahrzeuge; weitere 

drohen. 

 

Der Koalitionsausschuss hatte darum 

am 1. Oktober 2018 ein umfangreiches 

Maßnahmenpaket beschlossen, um 

den betroffenen Städten und den be-

troffenen Dieselfahrerinnen und -fah-

rern schnell zu helfen. Die Städte brau-

chen saubere Luft, die betroffenen Die-

selfahrerinnen und -fahrer müssen auf 

ihre Mobilität vertrauen können. 

 

Luftqualität steigern 

 
Neben luftverbessernder Maßnahmen 

durch das Sofortprogramm Saubere 

Luft mit 1 Milliarde Euro und der Nach-

rüstung von Diesel-Fahrzeugen soll 

auch die Änderung des Bundes-Immis-

sionsschutzgesetzes die Luftqualität in 

unseren Städten verbessern. 

 

Diese Änderung schafft unter anderem 

die Voraussetzung, dass nachgerüs-

tete und damit saubere Fahrzeuge von 

möglichen Fahrverboten ausgenom-

men werden. Wenn diese Fahrzeuge 

nach der Nachrüstung nur noch 270 

Mikrogramm NO2/m³ ausstoßen, kön-

nen sie auch bei möglichen Fahrverbo-

ten weiterhin gefahren werden. 

Die Koalitionsfraktionen haben sich im 

parlamentarischen Verfahren auf einen 

Änderungsantrag verständigt, der klar-

stellt, dass die zuständigen Behörden 

vor Ort weitere Ausnahmen von Fahr-

verboten zulassen können. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Die Luftqualität in vielen Städten muss 

besser werden. Dieselfahrer brauchen 

zugleich Sicherheit. Eine Gesetzesän-

derung hilft, dass nachgerüstete und 

damit saubere Fahrzeuge von mögli-

chen Fahrverboten ausgenommen 

werden. 

 

 

 

BESSERE KONTROLLE 
ÜBER 
VERKEHRSBESCHRÄN
KUNGEN 

 
Mit einer Änderung des Straßenver-

kehrsgesetzes, die das Parlament am 

Donnerstag beschlossen hat, sollen 

die Kommunen besser in die Lage ver-

setzt werden, Verkehrsbeschränkun-

gen aufgrund zu hoher Stickoxidwerte 

zu kontrollieren. 

 

Die Änderung ist eine maßvolle Lö-

sung. Es wird lediglich stichprobenar-

tige Kontrollen mit mobilen Geräten ge-

ben. 

 

Bisher konnten Fahrverbote nur durch 

das Anhalten aller Pkw überprüft wer-

den. Mit der Änderung des Straßenver-

kehrsgesetzes können verhängte 

Fahrverbote für Dieselfahrzeuge nun 

ohne lästige Unterbrechung der Fahrt 

maßvoll kontrolliert werden. Die be-

troffenen Städte können mittels mobiler 

Geräte künftig über einen Kennzei-

chenabgleich die Fahrzeugdaten beim 

Zentralen Fahrzeugregister (ZFZR) ab-

rufen.  

 

Das erleichtert die Kontrolle und das 

Einhalten der Verkehrsbeschränkun-

gen aufgrund zu hoher Stickoxidwerte 
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zum Schutz der Gesundheit. Damit un-

terscheiden sich für die Bürgerinnen 

und Bürger solche Kontrollen letztend-

lich nicht von mobilen Geschwindig-

keitskontrollen. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Mit 

einer Änderung des Straßenverkehrsge-

setzes sollen die Kommunen besser in 

die Lage versetzt werden, Verkehrsbe-

schränkungen aufgrund zu hoher Stick-

oxidwerte zu kontrollieren. Der Daten-

schutz wird dabei berücksichtigt. 

 

 

 

POSITIONSPAPIER: 
LUFT REIN HALTEN – 
MOBILITÄT 
ERMÖGLICHEN 

 
Auch 2018 wurde der gesetzlich fest-

gelegte Grenzwert für Stickstoffdioxid 

im Jahresmittel in vielen deutschen 

Städten überschritten. Nun drohen in 

mehreren deutschen Städten Fahrver-

bote für Diesel-Fahrzeuge. 

 

Der Grenzwert für Stickstoffdioxid 

schützt die Gesundheit der Menschen, 

die in diesen Gebieten wohnen und le-

ben. Es muss deshalb jetzt darum ge-

hen, die Luft rein zu halten und die Mo-

bilität der Menschen zu ermöglichen, 

die sich täglich in diesen Städten bewe-

gen. Beides muss vereinbar sein. 

 

Dazu hat die SPD-Fraktion am Diens-

tag ein Positionspapier beschlossen, 

das anhand von fünf Punkten ein Lö-

sungskonzept beinhaltet: 

 

1. Pakt für Nachrüstung – Entwick-

lungskosten für mittelständische 

Zulieferer fördern 

 

Damit Fahrverbote für die Dieselfahre-

rinnen und -fahrer so weit wie möglich 

verhindert werden können, ist neben 

den bisher gewährten Umtauschprä-

mien auch die technische Nachrüstung 

auf Kosten der Automobilhersteller (bis 

zu 3000 Euro pro Fahrzeug) wie zum 

Beispiel in Stuttgart erforderlich. Ziel 

ist, dass die Hersteller von technischen 

Nachrüstsets die technische Nachrüs-

tung im Herbst 2019 für die Volumen-

Modelle am Markt anbieten. 

 

Dazu muss es verbindliche Abspra-

chen der Automobilhersteller mit den 

mittelständischen Unternehmen ge-

ben, die an der Entwicklung von tech-

nischen Nachrüstsets arbeiten. Die 

SPD-Abgeordneten erwarten von allen 

Automobilherstellern, dass sie den Mit-

telständlern alle notwendigen techni-

schen Informationen zu den Fahrzeug-

typen zur Verfügung stellen und dar-

über hinaus ihren Vertragswerkstätten 

ermöglichen, Euro-5-Dieselfahrzeuge 

nachzurüsten. Die Bundesregierung 

wird aufgefordert, im Rahmen eines 

Paktes für technische Nachrüstung 

eine entsprechende belastbare Verein-

barung mit den Automobilherstellern 

und Nachrüstfirmen zu treffen. 

 

2. Ausnahme für Euro-5-Fahrzeuge 

bei Diesel-Fahrverboten bis zur 

Marktreife der technischen Nach-

rüstung 

 

Das Bundesministerium für Umwelt, 

Naturschutz und nukleare Sicherheit 

wird aufgefordert, gegenüber den Um-

weltbehörden der Länder schriftlich 

klarzustellen, dass unter Beachtung 

des Gesundheitsschutzes die tatsäch-

liche Verfügbarkeit der technischen 

Nachrüstung zu berücksichtigen ist. 

Die rechtliche Grundlage wird der Bun-

destag im Rahmen der 13. Änderung 

des Bundesimmissionsschutzgesetzes 

schaffen. 

 

3. 365-Euro-Jahresticket für Busse 

und Bahnen 

 

Pendler müssen weiterhin morgens zur 

Arbeit und abends wieder nach Hause 

kommen. Um Mobilität weiterhin si-

cherzustellen, setzt die SPD-Fraktion 

laut Beschluss auch auf die Nutzung 
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von Bussen und Bahnen sowie E-Car-

sharing-Fahrzeuge und E-Leihfahrrä-

der als Alternative. 

 

Und um eine weitere bezahlbare Alter-

native bieten zu können, will die SPD-

Fraktion im Rahmen des bestehenden 

Haushaltsvolumens aus dem Sofort-

programm „Saubere Luft“ die betroffe-

nen Städten dabei unterstützen, ein 

„365-Euro-ÖPNV-Jahresticket“ anzu-

bieten. Es soll sich nicht nur auf den 

Stadtkern beschränken, sondern ins-

besondere den Pendlerinnen und 

Pendlern aus dem Umland eine Alter-

native bieten. 

 

Zusätzlich sollte den Kommunen die 

Option eröffnet werden, das Jahresti-

cket als Mobilitätspass für E-Carsha-

ring-Fahrzeugen, E-Leihfahrrädern 

und Mobilitätsportalen zu erweitern. 

 

4. Potential synthetischer Diesel-

Kraftstoffe heben 

 

Synthetischer Dieselkraftstoff ver-

brennt sauberer als herkömmlicher 

Dieselkraftstoff und hat Potential, weni-

ger Stickoxide freizusetzen. 

 

Die SPD-Abgeordneten fordern dem 

Beschluss zufolge die Bundesregie-

rung auf, in Zusammenarbeit mit den 

Herstellern und der Automobilindustrie 

zu ermitteln, welche Minderungspoten-

tiale bei Stickoxiden bestehen und wie 

die wirtschaftliche Produktion, der Ver-

kauf und die Verwendung von nachhal-

tig und umweltfreundlich hergestellten 

synthetischen Kraftstoffen ermöglicht 

werden kann. 

 

5. Standorte der Messstellen und 

Vereinheitlichung der Messmetho-

den prüfen 

 

In der öffentlichen Diskussionen wurde 

im Zusammenhang mit der Stickstoffdi-

oxidbelastung die Lage der Probenah-

mestellen thematisiert. Ebenso wird 

über die im Rahmen des EU-Rechts 

möglichen verschiedenen Messmetho-

den, die deutschlandweit sehr unter-

schiedlich angewandt werden, disku-

tiert. Beides führt zu Unsicherheiten. 

 

Die SPD-Fraktion begrüßt, dass das 

SPD-geführte Bundesumweltministe-

rium Schritte eingeleitet hat, die Lage 

der Messstellen zu begutachten, um 

Zweifel an der sach- und rechtskonfor-

men Positionierung auszuräumen. Er-

gebnisse werden im ersten Halbjahr 

2019 erwartet. In NRW ist dies bereits 

geschehen. Im Ergebnis wurde vom 

TÜV Rheinland nachgewiesen, dass 

alle Stationen den rechtlichen Anforde-

rungen entsprechen. 

 

In Bezug auf die Messmethoden halten 

es die SPD-Abgeordneten für geboten, 

diese und den Bedarf für eine bundes-

weite Vereinheitlichung zu überprüfen 

und die methodische Vorgehensweise 

transparent darzustellen. So entsteht 

Klarheit für alle. 

 

Nachrüstung Schub geben 

 
Sören Bartol, stellvertretender Frakti-

onsvorsitzender, fasst zusammen: „Wir 

wollen der technischen Nachrüstung 

von Dieselfahrzeugen den entschei-

denden Schub geben. Damit Diesel-

fahrer ihre Autos zügig in den Werk-

stätten nachrüsten können, schlagen 

wir vor, mittelständische Anbieter fi-

nanziell bei der Entwicklung der Tech-

nik zu unterstützen. 

 

Außerdem wollen wir Dieselfahrern in 

Städten mit flächendeckenden Fahr-

verboten neben dem Umtausch und 

der technischen Nachrüstung eine 

dritte Möglichkeit bieten: Mit einem 

Jahresticket zum symbolischen Preis 

von 1 Euro pro Tag für Busse und Bah-

nen sollen Dieselfahrer darin unter-

stützt werden, alternativ auf öffentliche 

Verkehrsmittel umzusteigen.“ 
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SOZIALES 

 

SPD-FRAKTION SETZT 
SICH BEIM INKLUSIVEN 
WAHLRECHT DURCH 

 
Am 29. Januar 2019 hat das Bundes-

verfassungsgericht die Wahlrechtsaus-

schlüsse im Bundeswahlgesetz für 

Menschen unter Vollbetreuung und für 

Menschen im Maßregelvollzug für ver-

fassungswidrig erklärt. Die Koalitions-

fraktionen haben sich nach langen Ver-

handlungen auf einen gemeinsam An-

trag geeinigt, der am Freitag im Bun-

destag debattiert wurde. Damit wird der 

Auftrag des Verfassungsgerichts um-

gehend umgesetzt. 

 

Matthias Bartke, zuständiger Berichter-

statter sagt: „Wir freuen uns, dass un-

ser Koalitionspartner CDU/CSU nach 

langen Verhandlungen dem Anliegen 

der SPD-Fraktion gefolgt ist und wir 

nun den Weg für ein inklusives Wahl-

recht freimachen konnten.“ 

 

Bereits im Koalitionsvertrag war festge-

legt worden, dass die Wahlrechtsaus-

schlüsse für Menschen unter Vollbe-

treuung aufzuheben sind. Die Ent-

scheidung des Bundesverfassungsge-

richts ist der finale Anlass für die Koali-

tionsfraktionen gewesen, die verfas-

sungswidrigen Wahlrechtsausschlüsse 

im Bundeswahlgesetz und im Europa-

wahlgesetz nun umgehend aufzuhe-

ben. 

 

Der nun vorliegende Antrag kündigt ei-

nen Gesetzentwurf an, in dem die 

Wahlrechtsausschlüsse im Europa- 

und im Bundeswahlgesetz ersatzlos 

gestrichen werden. Darüber hinaus 

werden Möglichkeiten einer Wahl-

rechtsassistenz für Menschen mit Be-

hinderung geschaffen. 

 

Der Gesetzentwurf wird zeitnah vom 

Bundestag verabschiedet werden und 

soll zum 1. Juli 2019 in Kraft treten. Die 

Europäische Kommission für Demo-

kratie und Recht (Venedig-Kommis-

sion) hat festgelegt, dass Änderungen 

am Wahlrechtssystem jeweils mindes-

tens ein Jahr vor einer Wahl erfolgen 

sollen. Andernfalls besteht die Gefahr 

einer unzulässigen Einflussnahme auf 

den Wahlvorgang. 

 

Eine Geltung des geplanten Gesetzes 

noch für die am 26. Mai 2019 stattfin-

dende Europawahl war daher nicht 

möglich. Alle künftigen Europa- und 

Bundestagswahlen werden jedoch 

ohne Wahlrechtsausschlüsse stattfin-

den. 

 

Matthias Bartke: „Wir hoffen, dass jetzt 

auch all diejenigen Bundesländer ein 

inklusives Wahlrecht einführen, die 

dies bislang noch nicht getan haben.“ 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Das Wahlrecht ist eine tragende Säule 

unserer Demokratie. Trotzdem dürfen 

viele Menschen mit Behinderungen bei 

Wahlen ihre Stimme nicht abgeben. 

Das ist Diskriminierung. Nach der Ent-

scheidung des Bundesverfassungsge-

richts ist es der SPD-Fraktion endlich 

gelungen, gegenüber CDU/CSU das 

volle Wahlrecht auch für alle Menschen 

mit Behinderungen durchzusetzen. 

Zeitnah kommt ein Gesetzentwurf. 

 

 

 

TEILZEITMÖGLICHKEIT 
FÜR 
FREIWILLIGENDIENSTE 
SCHAFFEN  

 
Am Donnerstag hat der Bundestag in 

erster Lesung über den „Entwurf eines 

Gesetzes zur Einführung einer Teilzeit-

möglichkeit in den Jugendfreiwilligen-

diensten sowie im Bundesfreiwilligen-

dienst für Personen vor Vollendung 

des 27. Lebensjahres“ debattiert. 
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Bislang sind Menschen, die jünger als 

27 Jahre sind und aus persönlichen 

Gründen keinen Dienst in Vollzeit ab-

solvieren können, praktisch von der 

Teilnahme am Jugendfreiwilligen-

dienst oder Bundesfreiwilligendienst 

ausgeschlossen. 

 

Mit dem Gesetzentwurf sollen Ände-

rungen am Bundesfreiwilligendienstge-

setz und am Jugendfreiwilligendienst-

gesetz vorgenommen werden, um 

auch diesen jungen Menschen den Zu-

gang zu Freiwilligendiensten zu er-

leichtern. 

 

Voraussetzung für einen Teilzeitdienst 

ist laut Vorlage ein „berechtigtes Inte-

resse“ der Freiwilligen an der Reduk-

tion der Dienstzeit. Dazu gehört zum 

Beispiel die Betreuung des eigenen 

Kindes, die Pflege von Angehörigen o-

der die Teilnahme an arbeitsmarkt-

neutralen Bildungs- oder Qualifizie-

rungsangeboten. Zugleich muss auch 

die Einsatzstelle der Freiwilligen mit 

der Teilzeitregelung einverstanden 

sein. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Künftig sollen Menschen, die jünger als 

27 Jahre sind und Freiwilligendienste 

leisten, dies in Teilzeit tun können – 

wenn es dazu ein „berechtigtes Inte-

resse“ gibt, wie etwa ein eigenes Kind. 

 

 

 

RECHT 

 

ERRICHTUNG DER 
STIFTUNG FORUM 
RECHT 

 
Die Fraktionen SPD, CDU/CSU, FDP 

und Bündnis 90/Die Grünen haben den 

Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung 

der „Stiftung Forum Recht“ (Forum-

Recht-Gesetz) vorgelegt. Am Freitag 

hat das Parlament in erster Lesung 

darüber beraten. 

 

Ziel des Gesetzes ist es, mit der Errich-

tung der Stiftung den Wert und die Be-

deutung des Rechtsstaats stärker im 

Bewusstsein der Bevölkerung zu ver-

ankern, heißt es in der Vorlage. Denn 

in Teilen der Bevölkerung wird Rechts-

staatlichkeit als Grundwert für selbst-

verständlich erachtet; oft sogar wird 

der Rechtsstaat angefeindet. 

 

Durch das Gesetz soll eine selbstän-

dige Stiftung mit Sitz in Karlsruhe ge-

schaffen werden. In Leipzig solle ein 

Standort eingerichtet werden. 

 

Zum Hintergrund: Gerechtigkeit kann 

es nur in einem funktionierenden 

Rechtsstaat geben. Umso wichtiger ist 

es, den nachwachsenden Generatio-

nen, die die mit den demokratischen 

Strukturen verbundenen Freiheiten 

und Sicherheiten als zunehmend 

selbstverständlich und alltäglich be-

trachten, diese Errungenschaft nahe-

zubringen und ihr wieder mehr Auf-

merksamkeit und Wertschätzung zu-

kommen zu lassen.  

 

Das soll mit dem Forum Recht durch 

entsprechende Angebote gelingen. 

Das Forum soll den Rechtsstaat, das 

Recht und die Rechtsstaatlichkeit als 

Faktoren der demokratischen Gesell-

schaft erlebbar werden lassen und die 

Erkenntnis mit sich bringen, dass alle 

Bürger und Bürgerinnen diese demo-

kratischen Strukturen aktiv mitgestal-

ten können. 

 

Bewusstsein für den Rechtsstaat 

 
Außerdem soll das Bewusstsein für 

den Rechtsstaat als eine der wichtigs-

ten zivilen Errungenschaften geschärft 

und für alle gesellschaftlichen Gruppen 

in Ausstellungen und Aktivitäten vor 

Ort und im virtuellen Raum erfahrbar 

gemacht werden.  

 

Dabei sollen die historischen, europäi-

schen und internationalen Bezüge an-

gemessen berücksichtigt werden und 

ein auf Bürgerbeteiligung angelegtes 
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Kommunikations-, Informations- und 

Dokumentationsforum geschaffen wer-

den. Darin sollen aktuelle Fragen von 

Recht und Rechtsstaat als Grundvo-

raussetzung einer funktionsfähigen 

und lebendigen Demokratie gestellt 

und erörtert werden.  

 

Die Gründung eines „Forum Recht“, 

das auch im Koalitionsvertrag von SPD 

und Union als Teil des Pakts für den 

Rechtsstaat verankert ist, hatte der 

Bundestag im Oktober 2018 beschlos-

sen. 

 

Die Gründung eines „Forum Recht“, 

das auch im Koalitionsvertrag von SPD 

und Union verankert ist, hatte der Bun-

destag im Oktober 2018 beschlossen. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Mit dem Forum Recht in Karlsruhe und 

Leipzig soll eine Institution geschaffen 

werden, die das Recht und den Rechts-

staat als politische, gesellschaftliche 

und kulturelle Kraft stärkt und den Wert 

stärker im Bewusstsein der Bevölke-

rung verankert. Der Bundestag hat nun 

erstmals über ein Gesetz für eine sol-

che Stiftung debattiert. 

 

 

 

SPORT 

 

INVICTUS GAMES IN 
DEUTSCHLAND 

 
Der Bundestag hat am Donnerstag ei-

nen Antrag der Koalitionsfraktionen 

SPD und CDU/CSU beraten. Der An-

trag lautet: „Invictus Games – Das 

Sportereignis der versehrten Soldatin-

nen und Soldaten als ein deutliches 

Zeichen der Anerkennung und Wert-

schätzung nach Deutschland holen“. 

 

Die Invictus Games sind eine Sportver-

anstaltung für kriegsversehrte Solda-

tinnen und Soldaten. Erstmals fand der 

Wettbewerb 2014 auf Initiative von 

Prinz Harry in London statt. Anschlie-

ßend entwickelten sich die Invictus Ga-

mes innerhalb weniger Jahre zu einer 

wichtigen Plattform für mehr Anerken-

nung und öffentliche Aufmerksamkeit 

für kriegsversehrte Soldatinnen und 

Soldaten. An den vierten Invictus Ga-

mes, die im Oktober 2018 in Sydney 

stattfan-den, nahmen bereits mehr als 

500 Teilnehmer aus 18 Nationen teil. 

 

In dem vorliegenden Antrag begrüßen 

die Abgeordneten die Ankündigung der 

Bundesregierung, sich um die Austra-

gung der Invictus Games 2022 zu be-

mühen. Die Koalition signalisiert sehr 

deutlich, dass sie sich ihrer Verantwor-

tung für die Soldatinnen und Soldaten 

auch jenseits der militärischen Eins-

ätze bewusst ist. 

 

Zugleich fordern die Abgeordneten die 

Bundesregierung auf, sich für eine ge-

zielte Vorbereitung der deutschen Teil-

nehmer einzusetzen. Dabei sollen die 

Sportlerinnen und Sportler auch auf die 

fachliche Expertise der Sportschule der 

Bundeswehr zurückgreifen können. 

 

Ebenso soll sich die Bundesregierung 

für eine umfassende mediale Bericht-

erstattung über die Invictus Games 

stark machen, um so einem möglichst 

breiten Publikum das Sportereignis, 

aber auch den hohen Einsatz der Sol-

datinnen und Soldaten näher zu brin-

gen. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Seit 2014 können kriegsversehrte Sol-

datinnen und Soldaten in zwölf Sport-

arten bei den Invictus Games antreten. 

Neben dem Sport geht es dabei auch 

um Unterstützung, ins Leben zurückzu-

finden. Die Koalitionsfraktionen Unter-

stützern das Bemühen der Bundesre-

gierung, die Sportveranstaltung 2022 

nach Deutschland zu holen. 
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